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ANALYSEN UND BERICHTE
ENERGIEPOLITIK

Ohne Kernenergie hohe Arbeitslosigkeit?
Zum  Zusam m enhang zwischen Energieverbrauch, 
W irtschaftswachstum  und Beschäftigung

Wolfgang Klauder, Nürnberg

„Kernenergie oder Arbeitslosigkeit?“ Vor diese einfache Alternative wird heute die Öffentlichkeit häufig 
gestellt. Ist aber überhaupt ein bestimmter Beschäftigungsstand von einem ganz bestimmten Energie­
angebot abhängig? Können arbeitsmarktpolitische Argumente zur Begründung einer bestimmten 
Energiepolitik herangezogen werden? Unser Artikel analysiert die Zusammenhänge zwischen Energie­
verbrauch, Wirtschaftswachstum und Beschäftigung1).

Die Zahl der Arbeitsplätze hängt vor allem vom 
Wirtschaftswachstum ab. Fast jegliche wirt­

schaftliche Aktivität ist aber m it Energieverbrauch 
verbunden. Hieraus wird geschlossen, weiteres 
wirtschaftliches Wachstum sei ohne weiter wach­
senden Energieverbrauch nicht möglich, und diese 
Aussage wird angesichts der hohen Arbeitslosig­
keit zu der These „Energie schafft Arbeitsplätze“ 
verd ichte t2).

In die Wachstumsargumentationskette wird zu­
meist noch zusätzlich das Substitutionsargument 
eingebracht. Die meisten Energieexperten stim­
men darin überein, daß die Welterdölförderung 
M itte der 80er Jahre ihren Höhepunkt überschrei­
ten dürfte und wahrscheinlich das ö l nach der 
Jahrtausendwende kaum mehr als Energieträger, 
sondern nur noch als Rohstoff zur Verfügung ste­
hen wird, das Öl mithin bis dahin durch andere 
Energieträger substitu iert werden müsse. Hieraus

’ ) Er faßt d ie  po litisch  w ich tigs ten  Aussagen eines Sammelbandes 
zusammen, der kürzlich vom B undesm in is te r fü r  Forschung und 
Technologie  herausgegeben w urde. Experten aus Wissenschaft, 
W irtschaft, Verwaltung und Verbänden nahmen zu diesen Fragen 
S te llung. V g l. Energ ie —W achstum —A rbeitsp lä tze , wissenschaftl. 
Red.: W. K l a u d e r  (Argum ente in der Energ iediskussion , Bd. 
4/5, Hrsg.: V. Hauff), V illln g e n  1978.
2) Andere Beobachter le iten  aus der Tatsache, daß in der Mechani­
s ierungsphase der R ationa lis ie rung  bei d e r Substitu tion  von Arbeit 
durch Kapital zum eist auch der Energ ieeinsatz zunahm, d ie  Anti­
these „E nerg ie  vern ich te t A rbe itsp lä tze “ ab. V g l. h ierzu u. a. W. 
K l a u d e r :  Energ ie  — Wachstum — A rbeitsp lä tze , Einführung in 
Them atik  und Ergebnisse, in : Energ ie — Wachstum -  Arbeitsplätze, 
a.a.O., S. 1 ff., insbes. S. 3, 11, 25 ff., 49.

Dr. Wolfgang Klauder, 48, is t Leiter des Ar­
beitsbereiches „M itte l- und langfristige Vor­
ausschau“ am Institu t fü r Arbeitsm arkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Ar­
be it in Nürnberg.

wird gefolgert, daß es ohne ausreichende Substi­
tution sogar zum „black-out“ , also zu Produktions­
einbrüchen und damit zu noch größerer Arbeits­
losigkeit kommen müßte.

Beobachtungen aus der Vergangenheit werden 
ferner quasi zum Naturgesetz erhoben und auch in 
längerfristigen Prognosen für die Zukunft unter­
stellt, wie z. B. gleiche Wachstumsraten von So­
zialprodukt und Energieverbrauch3), Verdoppe­
lung des Stromverbrauchs in einem Jahrzehnt4), 
konstanter Produktivitätsfortschritt.

Aufgrund derartiger Überlegungen wird schließlich 
verbreitet ein weiterer starker Ausbau der Ener­
gieversorgung und insbesondere der Stromerzeu­
gung für unerläßlich gehalten, um> eine Energie- 
und Stromlücke zu vermeiden und das für Vollbe­
schäftigung erforderlich gehaltene zusätzliche W irt­
schaftswachstum zu erreichen. Die Befürworter 
der Kernenergie sehen dabei die Kernenergie so­
wohl als die ausschlaggebende Möglichkeit zur 
Schließung der befürchteten Energielücke als auch 
die für Wachstum und Beschäftigung zukunfts­
trächtigste Energietechnologie an. In zugespitzter 
Form wird die Öffentlichkeit vor die Alternative 
„Kernenergie oder Arbeitslosigkeit“ gestellt.

Niemand wird bezweifeln, daß es zu einem w irt­
schaftlichen Zusammenbruch und Massenarbeits-
3) Fo lge rich tig  w ird  in  der se it d e r Ö lk rise  von 1974 aufgekom m e­
nen D iskussion bere its  e ine  m ögliche Lockerung dieses „G esetzes“ 
e ine r P ara lle len tw ick lung a ls „E n tkoppe lung “ bezeichnet, obwohl 
im strengen W orts inn  e igen tlich  e rs t bei einem  E lastiz itä tskoe ffi­
zienten von N ull von e ine r E ntkoppelung gesprochen werden 
dürfte.
4) So schre ib t z. B. M ichae lis : „ In  den V erein igten Staaten und in 
W esteuropa is t d ie  Faustform el, daß sich der Stromverbrauch in 
einem Jahrzehnt ve rdoppe lt, weitgehend bestä tig t.“ H. M i c h a  e - 
I i s : Kernenergie, München 1977, S: 174.
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losigkeit kommen müßte, wenn das Energieange­
bot von heute auf morgen drastisch zurückgehen 
würde. Aber ist für einen bestimmten Beschäfti­
gungsstand ein ganz bestimmtes Energieangebot 
notwendig? Können Arbeitsmarktargumente zur 
Begründung einer bestimmten Energiepolitik her­
angezogen werden? Inwieweit treffen die kurz 
skizzierten Thesen und „Gesetze“ auf die W irk­
lichkeit zu und haben für die Zukunft Gültigkeit? 
Zur Beantwortung dieser Fragen muß näher unter­
sucht werden, wie eng die Zusammenhänge zwi­
schen Energieverbrauch, Wirtschaftswachstum und 
Beschäftigung sind und welche direkten und indi­
rekten Beschäftigungseffekte unterschiedliche 
Energiestrukturen haben.

Energieverbrauch und 
Wirtschaftswachstum

Wie ein genauerer Blick in die Vergangenheit 
zeigt, sind Energieverbrauch und Sozialprodukt 
während der Nachkriegszeit über einen längeren 
Zeitraum hinweg nur von 1962 bis 1973 und nur 
tendenziell weitgehend parallel angestiegen. Da­
vor nahm der Energieverbrauch im Durchschnitt 
langsamer zu als das Sozialprodukt, 1950—1962 
z.B. nur um 40%  des Sozialproduktzuwachses 
(„E lastizitätskoeffizient“ 0,4). Generell schwanken 
die Elastizitätskoeffizienten in den einzelnen Jah­
ren stark; 1953, 1958 sowie 1974 und 1975 waren 
sie sogar negativ5). Die tendenzielle Parallelität 
im Zeitraum. 1962-1973 ist das zufällige Ergebnis 
einer Vielzahl höchst unterschiedlicher Entwicklun­
gen, und zwar zum einen das Ergebnis unter­
schiedlicher Veränderungen des spezifischen 
Energieverbrauchs in all den einzelnen Sektoren 
und zum anderen das Ergebnis davon, daß Sek­
toren mit unterschiedlichem Niveau des spezifi­
schen Energieverbrauches unterschiedlich wuch­
sen (Struktureffekte).

Pestei u. a .6) stellen beispielsweise fest, daß auch 
im Zeitraum von 1962 bis 1973 die Steigerung des 
Energieverbrauches der Wirtschaft immer hinter 
dem Wirtschaftswachstum! zurückblieb. Der ten­
denzielle Gleichlauf zwischen Energieverbrauch 
und Sozialprodukt sei vor allem durch eine über­
proportionale Zunahme des Energieverbrauches 
der privaten Haushalte verursacht worden. Auf 
diesen Sektor Haushalte (ohne „Kleinverbrau-

s) „D ieses Ergebnis e ines mehr oder m inder stark schwankenden 
Zusammenhanges zwischen W irtschaftswachstum und Energiever­
brauch kann aber keineswegs überraschen, wenn man sich vor 
Augen führt, daß sowohl der Prim ärenergieverbrauch als auch das 
B ru ttosozia lp rodukt hochaggregierte  Systeme darste llen, d ie  sich 
aus dem E ntw icklungsverlauf v ö llig  heterogener Teilgrößen erge­
ben, wobei d iese sich kum ulieren oder auch kom pensieren können. 
Zw e ife llos  existie ren  In terdepsndenzbeziehungen zwischen den 
aufgeführten M akrogrößen; doch lie g t b is lang keine Theorie  vor, 
d ie  d iese Zusammenhänge fü r einen längerfris tigen Zeitraum  e in i­
germaßen befried igend e rk lä rt.“ D. S c h m i t t ,  H.  J. S c h ü r -  
m a n n :  Die unterste llte  Entkoppelung von W irtschaftswachstum 
und Energieverbrauch -  keine neue A lte rna tive , in: Ze itsch rift für 
Energ iew irtschaft 2/1978, S. 150.
4) E. P e s t e  I u .a . :  Das Deutsch land-M odell. Herausforderungen 
auf dem Weg ins 21. Jahrhundert, S tuttgart 1978, S. 147 ff.

eher“ !) entfielen dadurch 1975 allein rd. 25%  des 
Endenergieverbrauchs. Unterteilt man die Volks­
wirtschaft in 19 Sektoren, so zeige sich ferner, daß 
zwischen 1950 und 1974 der spezifische Energie­
verbrauch — abgesehen von der Wohnungsnut­
zung — nur in den zwei Sektoren Landwirtschaft 
und Baugewerbe, die sich in diesem Zeitraum in 
der energieaufwendigen Mechanisierungsphase 
befanden, anstieg, dagegen in allen anderen Sek­
toren trotz Erhöhung der Kapitalintensität mehr 
oder weniger abnahm.

Bedenkt man nun, daß z. B. die deutsche Bevölke­
rung schrumpft, die Ausstattung der Haushalte mit 
den wichtigsten elektrischen Geräten weit fo rt­
geschritten ist und daß manchen energieintensiven 
Wirtschaftszweigen nur noch unterdurchschnitt­
liches Wachstum vorausgesagt wird, so ist es ein­
leuchtend, daß allein aus diesen Gründen in Zu­
kunft bereits mit einer Abnahme des gesamtwirt­
schaftlichen „Elastizitätskoeffizienten“ zu rechnen 
ist, was auch als „ungewollte Entkoppelung“ be­
zeichnet wird.

Beträchtliche Sparmöglichkeiten

Darüber hinaus kann der „Entkoppelungsprozeß“ 
noch dadurch weiter zunehmen, daß innerhalb der 
einzelnen Sektoren bewußt die vorhandenen Ener­
gieformen rationeller genutzt werden oder zu 
ändern sparsameren Energieformen übergegan­
gen wird. Untersuchungen stützen die Vermutung, 
daß in den Jahren billigen und reichlichen Ener­
gieangebots, deren Energiebewußtsein durch den 
Werbespruch „Strom kommt sowieso ins Haus, 
nutz das aus“ charakterisiert wird, erhebliche Ein- 
sparpotentiale entstanden sind. Als in der Zukunft 
ausschöpfbar werden daher in der Literatur durch­
weg beträchtliche Einsparspielräume genannt, und 
zwar zwischen 10%  und 30%  bis 1985 bzw. bis 
20007).

Nach D ick le r8) erfassen die meisten maßgeblichen 
Energieprojektionen die Energieeinsparungsmög­
lichkeiten nur unzulänglich, wobei der Einsatz der 
Solartechnik noch nicht einmal ansatzweise ad­
äquat berücksichtigt worden sei und teilweise 
sogar m it einer Verlangsamung des Einsparungs­
tempos gerechnet werde. M ittelfristig sei bereits 
ein Wirtschaftswachstum von 2,5 %, wie es vom 
ISP (Pestei) erwartet wurde, praktisch ohne Mehr­
verbrauch an Energie möglich, wenn man die von 
Meyer-Abich 9) genannten Einsparungsmaßnahmen

7) Vgl. hierzu d ie  Ü bersicht in W. K i a u d e r : Energie — Wachs­
tum  -  A rbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 11 f. Zu den E insparungspotentia­
len vg l. fe rne r u .a . Energ iebedarf und Energiebedarfsforschung: 
w issenschaftl. Red.: D. von E h r e n s t e i n ,  J. W i e h e r t ,  in 
Zusam m enarbeit m it R. A. D i c k I e r (Argum ente in der Energie­
d iskussion, Bd. 2, H rsg.: H. M a 11 h ö f e r), V iiiing e n  1977.
•) R. A. D i c k I e r : W irtschaftswachstum und Energienachfrage in 
der B undesrepub lik  Deutschland: Forschungsergebnisse und offene 
Fragen, in : Energie -  Wachstum -  A rbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 165 ff. 
’ ) K.-M. M e y e r - A b i c h :  W irtschaftliche und politische  Mög­
lichke iten  bei der Einsparung von Energie, in : Energ iebedarf und 
Energ iebedarfsforschung, a .a .O ., S. 229 ff.
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verwirkliche. S tröbe le10) befürchtet schließlich an­
gesichts der nicht ausgelasteten Kraftwerkskapa­
zitäten, daß ein Ausbau der Atomkraftwerke von 
20 000 MW auf 30 000 MW bei dem vom ISP erwar­
teten mäßigen Wirtschaftswachstum in den 80er 
Jahren die Kohle aus der Verstromung drängen 
und damit die Arbeitsplätze der Bergarbeiter ge­
fährden würde. V oss11) vom Institut der deutschen 
Wirtschaft kommt zu dem Ergebnis, „daß Eng­
pässe bei der Energieversorgung langfristig nur 
bei Wachstumsraten der Gesamtwirtschaft wahr­
scheinlich sind, die über ein Wachstum von jähr­
lich 2 %  hinausgehen“ .
Noch wenig bekannt und bisher kaum berücksich­
tig t sind die Energieeinsparpotentiale, die sich in 
vielen Bereichen nicht nur innerhalb, sondern auch 
außerhalb der Industrie durch die programmier­
bare Steuerung und Regelung auf Basis der Mi­
kroelektronik bieten. Hofmeister und Wiehl quanti­
fizieren erstmalig die dadurch mögliche Energie­
einsparung 12). Insgesamt veranschlagen sie sie 
auf immerhin fast 8 % des gesamten Endenergie­
verbrauches von 1975.
Schließlich bahnen sich neue Einsparmöglichkei- 
ten bei den erschöpfbaren Energien durch den 
Übergang zu den sogenannten weichen, regene­

’ ") W. S t r ö b e l e :  M ögliche Arbeitsmarktkonsequenzen durch 
Obergang zu anderen Energ iestrukturen und Programme zur ra tio ­
nellen Energ ieverw endung, in : Energie — Wachstum — A rbe its ­
p lätze, a. a. O., S. 662.
” ) G. V o s s : Energ iebedarf, W irtschaftswachstum, Beschäftigung 
-  aus der S icht der W irtschaft, in : Energie -  Wachstum — A rbe its ­
p lätze, a. a. O., S. 71 f.
12) E. H o f m e i s t e r ,  H.-E. W i e h l :  Auswirkungen des tech­
nischen Fortschritts auf A rbeitsp lä tze  und Energieverbrauch am 
Be isp ie l der M ikroe lek tron ik , in : Energie — Wachstum — A rbe its­
p lätze, a. a. O., S. 498 ff., insbes. S. 512.

rierbaren Energien an, z. B. durch solarthermische 
Warmwasserbereitung, Wärmepumpen, Wind- 
energiekonverter, Festmist- und Flüssigmistheiz­
anlagen, Methan aus Biomassen usw., im nächsten 
Jahrhundert möglicherweise auch durch Wasser­
stoff aus Sahara-Solar-Kraftwerken oder Solar- 
Satelliten-Kraftwerken. Natürlich würde durch die­
sen Übergang auf unerschöpfliche Energiequellen 
eigentlich nicht der Zusammenhang zwischen 
Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch an 
sich „entkoppelt“ , wohl aber zwischen Wirtschafts­
wachstum und Verbrauch an erschöpfbaren Ener­
giequellen.

Verteuerung der Energie

Die Ausschöpfung der Rationalisierungsmöglich­
keiten beim Energieeinsatz hängt in einer Markt­
wirtschaft vor allem vom Funktionieren des Preis­
mechanismus ab. In den USA wurden bereits inte­
grierte Wachstums- und Energiemodelle entwik- 
kelt, die auch die interindustriellen Verflechtungen 
in Abhängigkeit von Preisänderungen und mithin 
die Substitutionsprozesse berücksichtigen. Mit 
dem USA-Modell von Hudson und Jorgenson 
konnte simuliert werden, wie die Wirtschaft rea­
giert, wenn der Staat den Energieverbrauch so weit 
besteuert, daß er kaum mehr s te ig t13). Obwohl die 
Zuwachsrate des Energieverbrauchs von 3,2 % auf 
0,5 % gedrückt wurde, verringerte sich bei dieser 
Simulation die Wachstumsrate des Sozialprodukts 
nur von 3,3 auf 3,1 % und stieg die der Beschäfti­
gung von 1,7 auf 1,8%  im Durchschnitt der Jahre 
1985-2000.

13) Vgl. R. A. D i c k I e r , a. a. O., S. 177 ff.
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Für die Bundesrepublik ist die Preiselastizität der 
Energienachfrage gleichfalls als nicht gering anzu­
sehen. So kommt Neu u ) anhand von im Kieler 
Institut für Weltwirtschaft errechneten energie­
trägerspezifischen kurz- und langfristigen Preis­
elastizitäten der sektoralen Energienachfrage der 
Jahre 1960 bis 1974 zu der Aussage, daß ein künf­
tiges Wirtschaftswachstum ohne zusätzlichen 
Energieverbrauch durch eine sukzessive Anhe­
bung der Energiepreise mittels spezieller Ver­
brauchssteuern zu erreichen sei. Kurzfristig könn­
te ein jährlicher relativer Energiepreisanstieg von 
10% , langfristig einer von 5 %  ausreichen, den 
künftigen Energieverbrauch auf dem heutigen Ni­
veau verharren zu lassen.

Aus Gründen des internationalen Wettbewerbs 
werden insbesondere gegen eine Verteuerung der 
Energie für die Industrie im nationalen Alleingang 
viele Einwände vorgebracht. Zwar ist die deutsche 
Wirtschaft im Durchschnitt nur mit 3 %  Energie­
kosten belastet. Aber einige Sektoren und der für 
die Bundesrepublik überlebenswichtige Export 
sind außerordentlich energieintensiv15). Nicht 
übersehen werden darf jedoch die Ausgleichs- 
-funktion flexibler Wechselkurse. Wie N eu16) be­
tont, ist in einem System flexibler Wechselkurse 
kaum eine generelle Beeinträchtigung der inter­
nationalen Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft zu 
befürchten.

Allerdings muß zweifellos eine bedeutende rela­
tive Energieverteuerung zu Strukturverlagerungen 
zu Lasten energieintensiver Wirtschaftszweige 
führen 17). Die hier interessierende Frage ist, ob 
diese Strukturverlagerungen die Wachstumschan­
cen beeinträchtigen können. Nun gehören viele 
energieintensive und transportaufwendige Mas­
sengüter schon seit einigen Jahren nicht mehr zu 
den Wachstumssparten. Vielmehr liegen im inter­
nationalen Wettbewerb die zukünftigen Wachs­
tumschancen für eine rohstoffarme Volkswirt­
schaft, wie die deutsche, nach überwiegender 
Meinung der Wirtschaftsforscher bei einer ver­

” ) A. D. N e u :  Entw icklungstendenzen des Energieverbrauches 
bei w irtschaftlichem  Wachstum und a lternativen Sparstrategien, in: 
Energie — Wachstum — A rbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 214.
,s) In der B undesrepub lik  s ind d ie  exportie rten  G üter etwa 40% 
energ ie in tensive r als d ie  investierten und fast 70%  energ ie in tens i­
ver als d ie  p riva t konsum ierten Güter. V g l. R. B a u e r ­
s c h m i d t :  D irekter und ind irek te r m engenm äßiger Energie- und 
A rbeitse insatz nach Sektoren, in : Energie — Wachstum -  A rbe its ­
plätze, a .a .O ., S. 290. Etwa ein gutes D ritte l der Endenergie w ird  
in 14 Sektoren verbraucht, auf d ie  nur 9 %  der Beschäftigten und 
13%  des B ru tto in landsproduktes entfa llen . In d iesen 14 Sektoren 
beträgt d ie  Energ iekostenbelastung 10 % und mehr. Vgl. P. 
R a m m n e r : D ie Bedeutung der E nerg iew irtschaft fü r d ie  Bun­
desrepub lik  Deutschland, In : Energie — Wachstum -A rb e itsp lä tze , 
a. a. O., S. 259.
1i) A. D. N e u : Entkoppelung von W irtschaftswachstum und Ener­
gieverbrauch — eine S trateg ie der E n e rg iepo litik? , in : K ie le r D is­
kussionsbeiträge Nr. 52, Februar 1978.
” ) Nach Scholz lassen sich d ie  b is lang e rfo lg ten  Strukturverände­
rungen aber noch kaum auf den b isherigen Energ iepre isanstieg 
zurückführen. V g l. L. S c h o l z :  S trukturwandel der deutschen 
W irtschaft -  Fo lgew irkung von Verknappungs- und Verteuerungs­
tendenzen im Energiebereich, in : Energie — Wachstum -  A rbe its­
plätze, a. a. O., S. 299 ff.
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stärkten Nutzung der hier relativ reichlich vorhan­
denen qualifizierten Arbeitskräfte und damit bei 
forschungs- und entwicklungsintensiven, hochver­
edelten Erzeugnissen und beratenden Dienstlei­
stungen 1S). Vielleicht liegt eine der Ursachen für 
unsere gegenwärtige Wachstumsschwäche sogar 
darin, daß dieser Strukturwandel noch zu langsam 
voranschreitet.

Stromverbrauch und Wachstum

Eine andere Frage ist, ob statt für den gesamten 
Energieverbrauch vielleicht nur für eine bestimmte 
Energieform ein enger Zusammenhang mit dem 
Wirtschaftswachstum besteht. Dies wird häufig für 
den Stromverbrauch behauptet. Bald 19) stellt dar, 
daß zwar nur in einigen stromintensiven Industrie­
zweigen der Stromverbrauch stark mit der Produk­
tionsmenge variiert, jedoch in den meisten Indu­
striezweigen ein sehr hoher und tendenziell stei­
gender Basisverbrauch weitgehend unabhängig 
von der Produktionshöhe festzustelien ist. Anders 
ausgedrückt: Der Stromverbrauch variiert nicht so 
sehr mit der Produktionshöhe bei gegebener Ka­
pazität, sondern vor allem mit der Zahl und der 
A rt der Anlagen. Nach Bald bedeutet dies, daß be­
reits eine geringe M inderverfügbarkeit an Elektri­
zität drastische Produktionseinschränkungen (und 
damit Arbeitslosigkeit) zur Folge haben müßte. 
D ickler20) kritis iert jedoch, daß derartige Umkehr­
schlüsse auf die längerfristige Abhängigkeit der 
Produktion vom Stromeinsatz aus Regressions­
analysen die Abhängigkeit des Stromverbrauchs 
von der Produktion den technischen Fortschritt 
völlig vereinfacht als Elektrifizierung der Wirtschaft 
darstellen und eine Rationalisierung ausschließen.

Ein anderes Argument für den Mehrverbrauch an 
Strom ist, daß gerade der sparsamere und intelli­
gentere Umgang mit Werkstoffen und Rohstoffen 
wie auch der Umweltschutz und die Humanisie­
rung der Arbeitswelt fast immer mehr Strom er­
fordern. Auch eine Senkung des Energieverbrau­
ches ist in vielen Bereichen nur mittels verstärkten 
Stromeinsatzes möglich. Für die Tendenz eines 
langfristig weiter zunehmenden Stromverbrauchs 
sprechen schließlich auch die amerikanischen Mo­
dellrechnungen, nach denen selbst bei einer Dros­
selung des Energieverbrauchsanstiegs auf fast 
Null durch eine entsprechende Besteuerung der 
Stromverbrauch noch zunimmt, wenn auch bemer-

'*) Bem erkenswert ist, daß auch d ie  Ford-Foundation d ie  Haupt­
que llen  fü r d ie  zusätzliche P roduktion und Beschäftigung in den 
USA in W irtschaftszweigen sieh t, d ie  n icht energ ien tensiv sind. Die 
Anpassung an eine w en iger energ ie in tensive  W irtschaftsstruktur 
würde sogar zu einem gering füg ig  höheren Beschäftigungsstand 
führen. Das S ozia lp rodukt könnte im Jahre 2000 das Dreifache des 
Jahres 1970 betragen. Vgl. S. D. F r e e m a n u. a.: Energie, Be­
schäftigung und W irtschaftswachstum  in den USA (Kapite l 6 aus: 
S. David F r e e m a n  u. a . :A  T im e To Choose: A m erica ’s Energy 
Future), in : Energie -  Wachstum -  A rbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 223 ff. 
” ) M. B a I d : B eschäftigungspolitische Aspekte des E lektriz itä ts­
einsatzes, in : E n e rg le -W a chs tum -A rb e itsp lä tze , a. a. O., S. 616 ff. 
!") R. A. D i c k I e r , a. a. O., S. 173 ff.
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kenswerterweise im Gegensatz zur Vergangenheit 
nur noch unterproportional zum Sozialprodukt21). 
Zu bedenken ist aber auch, daß in der Bundesre­
publik z. B. allein die ungenutzten Überschüsse 
der industriellen Stromselbsterzeuger 10 000 MW 
ausmachen sollen und nach Lovins22) lediglich 
etwa die Hälfte des Stromverbrauches für eine 
Energienutzung verwendet wird, „ . . .  die nur mit 
Elektrizität gedeckt werden kann und die diese 
,edle‘, sehr kostbare Energieform wirtschaftlich 
sinnvoll gebrauchen kann . . . “ .

Der funktionsgerechte Einsatz der Energieträger 
dürfte sicherlich entscheidend für eine optimale, 
den Energieaufwand minimierende Substitution 
des Öls werden. Immerhin entfallen in der Bundes­
republik allein 50—54%  des Endenergieverbrauchs 
auf Niedertemperaturwärme und ca. 70—75 % auf 
Nieder- und Hochtemperaturwärme. Schließlich sei 
noch darauf hingewiesen, daß ungefähr die Hälfte 
der Niedertemperaturwärme (bzw. ein Viertel des 
Endenergieverbrauches) in privaten Haushalten 
verbraucht wird und somit das Wirtschaftswachs­
tum! nicht unmittelbar tangiert.

Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Nimmt das Sozialprodukt im gleichen Umfang wie 
die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität zu, 
so bleibt die Zahl der angebotenen Arbeitsplätze 
konstant, steigt es stärker, nimmt die Zahl zu, 
steigt es schwächer, nimmt sie ab. Der gesamt­
wirtschaftliche Produktivitätsfortschritt bestimmt 
also die gesamtwirtschaftliche „Beschäftigungs­
schwelle“ , das Wirtschaftswachstum die Zu- oder 
Abnahme der Beschäftigung ober- oder unterhalb 
des Schwellenwertes. Vor der Rezession und der 
Ölkrise lag der gesamtwirtschaftliche Produktivi- 
tätsfortschritt lange Zeit im Trend bei g u t4 -4 1/2 %. 
Erst bei einem Wirtschaftswachstum von deut­
lich mehr als 41/2 % stieg im Durchschnitt auch 
das Angebot an Arbeitsplätzen merklich. Kann 
man nun diese „Beschäftigungsschwelle“ bzw. 
diesen gesamtwirtschaftlichen Produktivitätstrend 
eines Vergangenheitszeitraumes unverändert in 
die Zukunft extrapolieren, und zwar unabhängig 
von Tempo und Struktur des Wirtschaftswachs­
tums?
Wie ein Vergleich der für die Bundesrepublik er­
stellten längerfristigen Arbeitsmarktprojektionen 
ze ig t23), rechnen fast alle Projektionen für die Zu­
kunft mit einer Abnahme des gesamtwirtschaftli­

! ') Bei einem durch d ie  Energ iesteuer nur von 3,3%  auf 3,2%  pro 
Jahr ve rringerten  S ozia lp roduktanstieg  ve rm indert sich d ie  Rate 
des S trom verbrauches von 5,0 %  auf 1,7 °/o. Vgl. R. A. D i e k ­
l e  r  , a. a. O., S. 178.
" )  A. B . L o v  i n s  : Es geht auch ohne das Atom . E rw eite rte r Son­
derdruck der W ochenzeitung „D ie  Z e it“ , Hamburg, o. Datum, S. 5 
(nach den A rtike ln  in „D ie  Z e it“  Nr. 22 vom 26. 5. 1978 und Nr. 28 
vom 7. 7. 1978).
“ ) W. K I a u d e r : Zusam m enhang zw ischen Wirtschaftswachs­
tum , S trukturwandel und A rbe itsm ark t nach m itte l- und langfristi­
gen A rbeitsm arktp ro jektionen  fü r d ie  B undesrepub lik  Deutschland,
in : Energ ie  -  Wachstum — A rbeitsp lä tze , a. a. O., S. 375 ff.

chen Produktivitätsfortschritts, die bei Annahme 
eines etwa 3,5%igen Wirtschaftswachstums unge­
fähr 1 % ausmacht. Dieser Rückgang kommt er­
stens dadurch zustande, daß ein niedrigeres W irt­
schaftswachstum als in den 60er Jahren angenom­
men wird, der Produktivitätsfortschritt in den ein­
zelnen Sektoren aber bis zu einem gewissen Grad 
als abhängig von der Höhe des jeweiligen Pro­
duktionswachstums angesehen und somit eben­
falls geringer veranschlagt wird. Zweitens verlang­
samt der prognostizierte Strukturwandel den sich 
für die Gesamtwirtschaft ergebenden Produktivi­
tätsfortschritt.

Bedeutung des Strukturwandels

So kann die Zahl der Arbeitsplätze in Landwirt­
schaft und Bergbau nicht mehr in dem Umfang wie 
in der Vergangenheit zurückgehen, sollen diese 
Wirtschaftszweige nicht aussterben. Ferner dürfte 
sich von den Nachfragetendenzen her das W irt­
schaftswachstum in Fertigungsbereichen mit ho­
hem Produktivitätsniveau stärker verringern als 
etwa in forschungs- und entwicklungsintensiven 
Bereichen und den Dienstleistungen mit noch rela­
tiv niedrigem Produktivitätsniveau. Nach allen Pro­
jektionen wird etwa ab Mitte der 80er Jahre die 
Hälfte der Erwerbstätigen im tertiären Sektor tätig 
sein. Eine offene Frage ist allerdings zur Zeit noch, 
inwieweit das Vordringen der M ikroelektronik — 
vor allem auch in den bisherigen produktivitäts­
schwachen Verwaltungs- und Dienstleistungsbe­
reichen — die Verlangsamungstendenzen beim 
gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt 
kompensieren kann.

Die Projektionen machen auch deutlich, wie sehr 
die Beschäftigungsschwelle bzw. der gesamtwirt­
schaftliche Produktivitätsanstieg mit den unter­
schiedlichen Vorausschätzungen der Wirtschafts­
entwicklung für die einzelnen Sektoren schwankt. 
Würde die arbeitsintensive öffentliche Hand z. B. 
ihre restriktive Personalpolitik aufgeben und ihren 
Personalbestand entsprechend dem Trend der 
Jahre 1960—1974 ausdehnen, so wäre ca. 'h  % 
weniger Wirtschaftswachstum nötig, um das An­
gebot an Arbeitsplätzen konstant zu halten.

Als Ergebnis ist demnach festzuhalten, daß der 
gesamtwirtschaftliche Produktivitätsfortschritt und 
damit die „Beschäftigungsschwelle“ sowohl mit 
dem Tempo des Wirtschaftswachstums als auch 
mit dem Strukturwandel variiert und vor allem 
über die Beschäftigung in arbeitsintensiven Berei­
chen wie der öffentlichen Hand beeinflußbar ist.

Für die Energiepolitik sind ferner die Auswirkun­
gen der Bevölkerungsentwicklung auf den Arbeits­
m arkt24) w ichtig: Um in wenigen Jahren zur Voll­

” ) V g l. W. K I a u d e r : Der Geburtenrückgang aus arbe itsm arkt­
po litischer Sicht, in : M a te ria lien  zur Bevölkerungsw issenschaft, 
Heft 9, W iesbaden 1978, S. 67 ff.
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beschäftigung über Wachstum zurückzukehren, 
müßte — wegen des bis gegen 1990 zunehmenden 
Arbeitskräftepotentials — das Wachstum in den 
nächsten Jahren mit ca. 6 % weit über dem Pro­
duktivitätsfortschritt liegen. Bei dem z. B. von der 
Bundesregierung m ittelfristig angestrebten Wachs­
tumspfad von rd. 4 %  könnte Vollbeschäftigung 
erst wieder um 1990 erreicht werden. Nach 1990 
könnte dagegen für die Aufrechterhaltung der 
Vollbeschäftigung wegen des dann als Folge des 
Geburtenrückganges sinkenden Arbeitskräfte- 
Potentials vielleicht sogar ein Wirtschaftswachstum 
von lediglich 2 -2 ,5 %  ausreichend sein.

Weitere Optionen

Zu bedenken ist jedoch, daß Vollbeschäftigung 
nicht nur über Wachstum und Strukturwandel er­
reichbar ist. Einen anderen Ansatzpunkt bietet die 
bewußte Drosselung des sektoralen Produktivi­
tätsfortschritts, was jedoch erhebliche Wettbe­
werbs-, Verteilungs- und Wohlstandsprobleme auf­
w irft und mit einer offenen Marktwirtschaft kaum 
vereinbar ist. Eine weitere Möglichkeit, allen Ar­
beitswilligen zu einem Arbeitsplatz zu verhelfen, 
ist die Flexibilisierung und Verkürzung der Le­
bens- und Jahresarbeitszeit in ihren verschiede­
nen Ausprägungen. Sehr vieles deutet darauf hin, 
daß durch mehr Optionen bzw. Flexibilitäten bei 
den Arbeitszeiten sogar von selbst im Saldo mehr 
Personen beschäftigt und gleichzeitig die individu­
ellen Wohlfahrtsvorstellungen besser verw irklicht 
werden könnten als bisher. Verkürzung oder Fle­
xibilisierung der Arbeitszeiten lockert zwar nicht 
den Zusammenhang zwischen Wachstum und Be­
darf an Arbeitsstunden, wohl aber zwischen 
Wachstum und Bedarf an Arbeitskräften25).

Schließlich ist noch eine zusätzliche Relativierung 
des Zusammenhanges zwischen Wachstum und 
Beschäftigung durch die Spielräume zu bedenken, 
die Arbeitgeber bei der Besetzung und Arbeitneh­
mer bei der Wahl eines Arbeitsplatzes haben. 
Vorausgesetzt, es werden insgesamt genügend 
Arbeitsplätze angeboten, dann können die durch 
den Strukturwandel bedrohten oder freigesetzten 
Arbeitskräfte theoretisch an anderer Stelle wieder 
einen Arbeitsplatz finden 26). Dies erfordert sicher­

!S) Zu den politischen Ansatzpunkten zur W iedererlangung der V o ll­
beschäftigung vg l. G. K ü h l e w i n d :  M öglichke iten  der Be­
kämpfung von A rbe its los igke it, in : Energie  — Wachstum — A rb e its ­
plätze, a. a. 0 ., S. 534 ff.
“ ) So sind nach e ine r Arbeitgeberbefragung durch das Institu t für 
A rbeitsm arkt- und Berufsforschung (IAB) in der Gesam tw irtschaft 
im m erhin 68%  und in der Energ iew irtschaft 55% a lle r neu zu be­
setzenden A rbeitsp lä tze  fü r betrieb lich  A usgeb ilde te  im H inb lick 
auf ihre Besetzungsm öglichkeiten flex ibe l. Nach dem U rte il der Vor­
gesetzten könnten z .B . 40%  (Energ iew irtschaft 38% ) der A rbe its­
p lätze im Vergleich zum je tz igen S te llen inhaber m it Absolventen 
anderer be trieb licher A usbildungsfachrichtungen besetzt werden.
Um gekehrt sind in der Vergangenheit nach anderen IAB-Untersu- 
chungen 60%  (Energiew irtschaft 55%) a lle r männlichen Erwerbstä­
tigen  m it e ine r betrieb lichen A usb ildung im H inb lick  auf Status oder
Beruf oder W ohnort m obil gewesen. V g l. M. K a i s e r :  Q ua lifi- 
kations-, Berufs- und F lex ib ilitä tsargum ente  In der Energiedebatte,
in : Energie — Wachstum -  Arbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 447 ff.

lieh oft schmerzliche Anpassungsprozesse, zeigt 
aber auch, daß die Folge eines sich etwa auf dem 
Energiegebiet ergebenden Strukturwandels nicht 
unbedingt Arbeitslosigkeit sein muß.

Kohle- oder Kernkraftwerke?

Wenn man bedenkt, daß in der Bundesrepublik 
gegenwärtig noch etwa die Hälfte des energeti­
schen Primärenergieverbrauchs durch das Erdöl 
gedeckt wird, so wird deutlich, welch gewaltige 
Umstrukturierung das System unserer Energiever­
sorgung erfahren muß, und zwar bereits unabhän­
gig davon, inwieweit in Zukunft Wachstum und 
Energieverbrauch „entkoppelt“ werden. Die alter­
nativen Energiestrukturen für die Nachölzeit kön­
nen entstehen durch Ausnutzung aller Energie- 
einsparmöglichkeiten und indem ö l durch Kohle 
und/oder Kernenergie und/oder sogenannte 
„weiche“ bzw. regenerierbare Energiequellen wie 
Sonne, Wind, Erdwärme usw. ersetzt wird.

Über die Beschäftigungswirkungen alternativer 
Energiestrategien sind allerdings aufgrund unzu­
reichender Daten nur unvollständige Angaben 
möglich. Eindeutig läßt sich anhand von Input- 
Output-Berechnungen des DIW lediglich sagen, 
daß die direkten und indirekten Beschäftigungs­
wirkungen des Baus eines Kernkraftwerkes von 
1300 MW und eines Steinkohlekraftwerkes von 
2X700 MW ungefähr gleich s in d 27). Da die Kraft- 
werkserrichter im allgemeinen sowohl nukleare 
als auch konventionelle Kraftwerke bauen, dürfte 
ferner nur ein kleiner Teil ihrer Beschäftigten so 
spezialisiert sein, daß er nicht auch in einem ande­
ren Bereich der Kraftwerksindustrie eingesetzt 
werden könnte. Nach Verlautbarungen von Sie­
mens waren z. B. 1976 bei der Kraftwerk Union 
AG und Tochtergesellschaften nur knapp 5000 Mit­
arbeiter unmittelbar mit der Reaktortechnik be­
faß t28).

Wie Hoffmann 29) betont, sind jedoch für den Be­
trieb von Kohlekraftwerken wesentlich mehr Ar­
beitskräfte erforderlich als für den Betrieb von 
Kernkraftwerken. Ein Kohlekraftwerk entsprechen­
der Größenordnung beschäftige rd. 11 000 Men­
schen auf 25 Jahre, davon 4000 in der Kohlege­
winnung und 7000 beim Kraftwerksbetrieb. Ein­
schließlich der Zulieferer würden durch die Ver- 
stromung von 33 Mill. t SKE inländischer Stein­
kohle rd. 180 000 Arbeitsplätze abgesichert.

!7)Sie betragen bei A rbe itsp roduktiv itä ten  von 1972 ohne Berück­
s ichtigung des induzierten privaten Verbrauchs insgesamt jeweils 
rd. 25 000 „M ann jahre “ und e inschließ lich des induzierten privaten 
Verbrauchs jew e ils  40 000 „M ann jahre “ . Vgl. J.-P. W e i ß :  Produk­
tions - und Beschäftigungseffekte des Baus von Kraftwerken, in: 
Energie — Wachstum — Arbeitsm arkt, a. a. O., S. 588 ff.
2t) V g l. F rankfurter A llgem e ine  Zeitung vom 11.11.1976, S. 13.
” ) F. H o f f  m a n n : D ie B eurte ilung verschiedener Energieträger 
unter A rbeitsm arkt- und Umweltschutzaspekten, in : Energie — 
Wachstum — Arbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 585.
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Gegen Kohlekraftwerke wird häufig das Argument 
angeführt, daß durch den im Vergleich zum Kern­
energiestrom teueren Kohlestrom die Wettbe­
werbsfähigkeit der Industrie und damit indirekt 
auch Arbeitsplätze gefährdet seien. Die bisher 
publizierten Kostenberechnungen vermitteln je ­
doch kein eindeutiges B ild 30). Selbst wenn man 
dem Atomstrom einen Kostenvorteil von rd. 25 % 
gegenüber dem Kohlestrom bei der Erzeugung 
einräumte, resultiert daraus nach Ströbele beim 
Übergang zum Kohlestrom jedoch nur ein Wett­
bewerbsnachteil in Höhe von 0 ,1-1 ,5%  der Ge­
samtkosten 31). Außerdem verweist auch Ströbele 
auf die Ausgleichsfunktionen flexibler Wechsel­
kurse sowie auch darauf, daß im Inland höhere 
Kosten gleichzeitig Einkommen für andere Grup­
pen sind.
In der Diskussion um die Kernenergie wird auch 
oft darauf hingewiesen, daß wegen der extrem 
hohen Kapitalintensität der Arbeitsplätze in den 
Atomkraftwerken mit Investitionen in derartige 
Kraftwerke weniger Arbeitsplätze geschaffen wür­
den als bei Verwendung des Kapitals für Investi­
tionen in den meisten anderen Bereichen der 
Volkswirtschaft. Bald hält derartigen Überlegungen 
m it Recht entgegen, daß eine hohe Arbeitsintensi­
tä t noch kein Kriterium für die wirtschaftliche 
Zweckmäßigkeit der Investition is t32). Die nicht 
unm ittelbar zu erkennenden preisinduzierten Be­
schäftigungswirkungen dürfen nicht übersehen 
werden. Entscheidend sind die Beschäftigungs­
möglichkeiten für die Gesamtwirtschaft.

Regenerierbare Energiequellen

Für die Beschäftigungswirkungen spielen sicher­
lich auch die Exportchancen eine Rolle. Diese sind 
für ein Land wie die Bundesrepublik bei technolo­
gisch anspruchsvollen Produkten wie Atomkraft­
werken und dem daraus resultierenden techni­
schen Know-how ceteris paribus sicherlich höher 
als bei konventionellen Kraftwerken. Aber werden 
sich nicht auch langfristig die Exportchancen ge­
rade fü r diejenigen Länder verbessern, die die 
Grundlagenforschung und das technische Know- 
how fü r die Nutzung der regenerierbaren Energie­
quellen, für das Rohstoff-Recycling und für um­
weltschonende Produktionen erbringen? Könnte 
sich nicht z. B., w ie Müller und Stoy33) meinen, für 
viele sonnenreiche Entwicklungsländer wegen des

3°) Sehr p roblem atisch Ist im Falle der Kernenergie insbesondere 
d ie  Schätzung der Abwrack- und Endlagerkosten. Nach einem Be­
rich t des am erikanischen Repräsentantenhauses so ll d ie  Kernener­
g ie  n u r dann e ine  b illig e  E nerg ieque lle  sein, wenn d ie  „versteck­
ten “  Kosten w ie  s taa tliche  Unterstützungen oder Entsorgungs­
kosten unbeachtet b lieben. Nach Kostenschätzungen von Lovins fü r 
verschiedene Energ ie form en und Verwendungszwecke w äre d ie  
K ernenerg ie  sogar jew e ils  d ie  teuerste Energieform. Vgl. A. B. 
L o v i n s ,  a. a. O. ,  S. 7.
31) W . S t  r  ö b e I e , a. a. O., S. 661, vg l. ferner F. H o f f m a n n ,
a. a. O., S. 585 f.
“ ) V g l. M . B a I d , a. a. O., S. 622 f.
” ) W. M ü I I e r  , B. S t o y  : Entkoppe lung. Wirtschaftswachstum 
ohne m ehr Energ ie?, S tu ttgart 1978.

knapper und teurer werdenden Öls die dezentrale 
Stromerzeugung in Solarkraftwerken kleiner und 
mittlerer Größe als einziger wirtschaftlicher und 
zugleich umweltschonender Weg zum Wohlstand 
erweisen? Auch scheinen nach Meldungen über 
verschiedene amerikanische Untersuchungen So- 
lar-Satelliten-Kraftwerke ab der Jahrtausendwende 
nicht mehr ins Reich der Utopie zu gehören.

Vergegenwärtigt man sich ferner, daß Bund und 
Länder von 1956 bis 1978 insgesamt rd. 20 Mrd. 
DM für die Entwicklung der Kernenergie ausgege­
ben haben, von denen gut vier Zehntel in -d ie  
Grundlagenforschung flössen, daß dagegen z. B. 
der Anteil der nicht-nuklearen Energieforschung 
an den Fördermitteln nur von gerade 1 % 1972 auf 
etwa ein Viertel 1978 angestiegen ist, wobei der 
größte Teil auf die Kohleforschung entfällt, so 
dürfte die Wahrscheinlichkeit hoch sein, daß die 
Entwicklung rentabler nicht-nuklearer und umwelt­
schonender Technologien in der Bundesrepublik 
erst am Anfang steht und sich bei rechtzeitiger 
Entwicklung dieses Gebietes der deutschen Wirt­
schaft noch bedeutende Expansionsmöglichkeiten 
eröffnen werden.

Arbeitsplätze durch Solarenergie

Für die Bundesrepublik haben erstmalig Henseler 
und Tanner34) die Arbeitsplatzauswirkungen einer 
Sonnenenergieausnutzung abzuschätzen versucht, 
wobei sie sich auf die Wärmeerzeugung mittels 
Sonnenkollektoren beschränken, da die Solarzel­
len zur direkten Umwandlung der Sonnenstrah­
lung in Elektrizität und die Wasserstofferzeugung 
aus Wasser mit Hilfe der Sonnenenergie noch sehr 
viel Forschungsarbeit erforderten. Wegen der 
Schwierigkeiten bei der Langzeitspeicherung ver­
anschlagen sie das Nutzungspotential der Sonnen­
energie bei der Wärmeerzeugung in der Bundes­
republik auf insgesamt etwa 40—60 %, bei Warm­
wasser allein auf etwa 70—90 %. Bis zum Jahre 
2000 könnten nach ihren Schätzungen aber erst 
10—20%  der Wärmeerzeugung auf solartechni­
sche Anlagen umgestellt sein. Der Energieeinsatz 
entspräche 12,5—25 Mill. t SKE. Je nach Ausbau­
stufe könnte somit im Jahre 2000 der solare Bei­
trag zur Primärenergieerzeugung bis zu 4 %  be­
tragen. Einem derartigen Ausbau entspräche im 
Inland bis zum Jahre 2000 ein Investitionsvolumen 
von bis zu 500 Mrd. DM. Für den Export nehmen 
sie an, daß ab 1985 wenigstens 10%  der jähr­
lichen Importenergiemenge durch die Ausfuhr 
solarthermischer Anlagen kompensiert werden 
könne, das wären pro Jahr rd. 20 Mrd. DM.

Auf dieser Basis schätzen sie, daß bis zum Jahre 
2000 insgesamt etwa 0,7 bis 1,4 Mill. solarenergie-

“ ) H. J. H e n s e l e r ,  W. T  a n n e r : A rbeitsp la tzausw irkungen 
der Entw icklung und Nutzung b ish e r unerschlossener Energ ieque l­
len am B eisp ie l der S onnenenerg ie , in : Energie — Wachstum — 
Arbeitsp lä tze , a .a .O ., S. 625 ff.
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bezogene Arbeitsplätze entstehen könnten. Davon 
entfielen jeweils etwa knapp 10%  auf die drei 
Bereiche Installation, Handel und Verkehr, Kollek­
torfertigung, knapp 20 % auf die Fertigung kon­
ventioneller Anlagenteile und über die Hälfte auf 
d ie Lieferanten von Material und Halbzeug. Die 
Struktur des Arbeitsmarktes werde sich dadurch 
nicht entscheidend verändern. Neue Berufe wür­
den kaum entstehen, da keine grundlegend neuen 
Techniken erforderlich wären.

Auch wenn gegen die Annahmen und Schätzungen 
von Henseler und Tanner manches eingewendet 
werden sollte — wie z. B. die Vernachlässigung 
zusätzlicher Produktivitätsfortschritte —, so dürften 
sie doch zumindest verdeutlichen, daß die Be­
schäftigungseffekte einer Umstellung auf eine So­
larenergiewirtschaft beachtliche Größenordnungen 
erreichen. Langfristig werden sich sicherlich noch 
größere Auswirkungen ergeben, zumal dann, wenn 
durch einen technischen Durchbruch die Solar­
energie auch für die großtechnische Elektrizitäts­
erzeugung etwa in sonnenreichen Ländern oder 
im Weltraum wirtschaftlich wird.

Über die Arbeitsmarktauswirkungen einer Nutzung 
der indirekten Sonnenenergie, nämlich der Um­
weltwärme, des Windes und der Gezeiten sind 
dem Verfasser keine speziellen Untersuchungen 
bekannt. Immerhin wird z. B. der Binnenmarkt für 
Wärmepumpen auf 200 Mrd. D M 35) und nach Zei­
tungsmeldungen die zur maximalen Windenergie­
ausnutzung in der Bundesrepublik erforderliche 
Anzahl von Windenergiekonvertern auf 6000—7000 
Stück zu jeweils 3 MW geschätzt.

Hinsichtlich der Beschäftigungswirkung spezieller 
Maßnahmen zur Substitution von Energie durch 
Kapital und Arbeit liegen folgende Angaben vor: 
Ströbele rechnet bei Baumaßnahmen aufgrund des 
Programms zur rationelleren Energieausnutzung 
in Gebäuden nach Abzug der Mitnehmereffekte 
mit ca. 50 000 zusätzlichen Arbeitsp lätzen36). Das 
potentielle Marktvolumen für Wärmedämmung 
veranschlagen Bossel und Ratsch37) auf rd. 100 
Mrd. DM. Im „Umweltgutachten 1978“ wird ge­
schätzt, daß die Wärmedämmung die Baukosten 
im Durchschnitt um ca. 3 % erhöht, was auf Basis 
von 1975 einem zusätzlichen Auftragsvolumen von 
ca. 1,5 Mrd. DM und einer Auslastung von ca. 
23 000 Arbeitsplätzen im Hochbau entspräche. Der 
Aufbau eines Fernwärmesystems von 1980 bis 
1995 zur Deckung von bis zu einem Viertel des 
Heizenergiebedarfs hätte nach der Fernwärme- 
studie einen Beschäftigungseffekt von 30 000 bis

ss) W. M ü I I e r  , B. S t  o y , a. a. O., S. 117.
«) W. S t r ö b e I e , a. a. O., S. 664.
3I) H. B o s s e l ,  U.  R a t s c h :  Was heißt das e igen tlich  -  Ener­
giesparen?, in : C. E i s e n b a r t ,  G.  P i c h t  (Hrsg.): Wachstum 
oder S icherheit?  Beiträge zur Frage der Kernenergie, München 
1978, S. 65.

50 000 Arbeitsplätzen für den Bau und von 10 000 
Arbeitsplätzen für den Betrieb.

Eine im Aufträge der EG durchgeführte Fall­
s tud ie38) kommt zu dem Ergebnis, daß durch das 
Langzeitauto und die Verlängerung der Lebens­
dauer von Gebäuden beträchtliche Energiemengen 
eingespart und zugleich neue Arbeitsplätze für 
qualifizierte Arbeitskräfte auf einer mittelständi­
schen, regional verteilten Basis geschaffen werden 
könnten. Allerdings seien einige negative Neben­
effekte bei anderen Industriezweigen nicht auszu­
schließen. Nach Ströbele ist der Gesamtbeschäfti­
gungseffekt beim Langzeitauto wegen der gerin­
geren Ersatzbeschaffung nicht eindeutig bestimm­
bar.
In diesem Zusammenhang dürfte schließlich auch 
von Bedeutung sein, daß nach den zwei fundier­
testen Untersuchungen über die Auswirkungen 
der deutschen und der amerikanischen allgemei­
nen Umweltschutzprogramme per Saldo positive 
Beschäftigungseffekte des Umweltschutzes ver­
bleiben 39).

Erhebliche Flexibilitätsspielräume

□  Wirtschaftliches Wachstum und Vollbeschäfti­
gung lassen sich auch mit alternativen Energie­
strukturen wie rationellerer Energieverwendung 
und vermehrter Nutzung der Kohle und der uner­
schöpflichen Energiequellen vereinbaren. Die Ge­
sellschaft ist demnach frei, die grundsätzliche Ent­
scheidung für oder gegen eine bestimmte Energie­
struktur in langfristiger Sicht im wesentlichen nach 
anderen Kriterien als der Beschäftigung zu tref­
fen, z. B. nach Gesichtspunkten der Verfügbarkeit, 
der Umweltverträglichkeit, der Sicherheit, der poli­
tischen Unabhängigkeit und nach der Bereitschaft 
zum Strukturwandel und zur Ausnutzung von Ge­
staltungsspielräumen. Eine bestimmte Energie­
struktur wie etwa der Anteil der Kernkraft kann in 
der Regel längerfristig primär nicht stichhaltig mit 
Arbeitsplatzargumenten befürwortet oder abge­
lehnt werden. Es sollte daher nicht an Arbeits­
losigkeitsängste appelliert werden, wenn es im 
Grunde primär um andere Fragen wie die der 
Rohstoffverfügbarkeit (z.B. auch des Urans) und der 
technischen Machbarkeit zu sicheren, umweltver­
träglichen und wirtschaftlich noch tolerierbaren 
Bedingungen geht.

□  Es g ibt keinen starren Zusammenhang zwi­
schen Energieverbrauch, Wirtschaftswachstum,

3») G.  R e d a y ,  W.  R. S t a h e l  (B atte lle , Forschungszentrum 
Genf): The Potentia l fo r S ubstitu ting  M anpower fo r Energy. Final 
Report 30. Ju ly  1977 fo r the C om m ission o f the  European Com- 
m unities. Research C ontract No. 760137 (Zusammenfassung in deut­
scher Übersetzung).
” ) V g l. C h a s e  E c o n o m e t r i c  A s s o c i a t e s  I n c . :  
D ie vo lksw irtschaftlichen Ausw irkungen der U m weltschutzprogram ­
me der B undesregierung der USA, in : Energie — Wachstum — Ar­
beitsp lä tze , a. a. O., S. 686 ff .; W. M e i ß n e r :  U m weltschutzpoli­
t ik  und U m weltschutzindustrie: neue B eschäftigungsm öglichkeiten, 
in : Energie -  Wachstum -  A rbeitsp lä tze , a. a. O., S. 668 ff.
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Angebot an Arbeitsplätzen und schließlich der 
Besetzung der Arbeitsplätze durch Arbeitskräfte, 
sondern recht erhebliche Flexibilitätsspielräume 
und Gestaltungsmöglichkeiten zwischen allen 
„G liedern dieser Kette“ . Allerdings ist der Zeit­
bedarf für Anpassungsvorgänge oftmals nicht 
gering.

Die Veränderung der Rahmenbedingungen für die 
deutsche Wirtschaft in den letzten Jahren hat be­
reits einen Strukturwandel zugunsten forschungs- 
und entwicklungsintensiver Güter und zugunsten 
von Dienstleistungen und damit in Richtung einer 
vergleichsweise arbeitsintensiveren und weniger 
energieintensiven Wirtschaft eingeleitet, der sich 
aber erst in den 80er Jahren deutlicher auswirken 
wird. Eine Förderung dieses Strukturwandels so­
wie der Ausschöpfung der nicht unbeträchtlichen 
Energieeinsparungsspielräume kann die soge­
nannte „Entkoppelung“ von Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauch zusätzlich vorantreiben und 
auch für den Zusammenhang zwischen Wirt­
schaftswachstum und Beschäftigung die „Koppe­
lungsstrukturen“ verändern. Diese Zusammen­
hänge sind vor allem durch den Umfang der Be­
schäftigung in den öffentlichen Dienstleistungs­
bereichen unmittelbar beeinflußbar.

Energiekosten und Export

□  Der „Preismechanismus“ spielt auch für Um­
fang und Struktur des Energieeinsatzes eine er­
hebliche Roile.

Grenzen fü r eine Politik einer Energieverteuerung 
im nationalen Alleingang ergeben sich vor allem 
durch die bisherige Schlüsselrolle der energie­
intensiven Produkte für den deutschen Export. Bei 
der relativ großen Bedeutung des Exports für die 
deutsche Wirtschaft kommt daher der Entwicklung 
des Verhältnisses der inländischen zu der auslän­
dischen Energiekostenbelastung unter Berücksich­
tigung der Wechselkurseffekte ein besonderes 
Gewicht zu.

Allerdings dürfte die Bedeutung energie- und roh­
stoffintensiver Massenprodukte für den deutschen 
Export nach der Wechselkursfreigabe und nach 
dem' Ende der Zeit b illiger Rohstoffbezüge zuneh­
mend zurückgehen. Im internationalen Wettbe­
werb bilden qualifizierte Arbeitskräfte den einzi­
gen Produktionsfaktor, über den die Bundesrepu­
blik für lange Zeit reichlicher als viele andere 
Länder verfügen kann. Dies begünstigt for- 
schungs- und entwicklungsintensive Produkte und 
Verfahren und beratende Dienstleistungen. Die 
weltweiten Energie- und Umweitprobleme bei an­
steigender Weltbevölkerung und zunehmender 
Industrialisierung der Entwicklungsländer dürften 
darüber hinaus langfristig die Chancen für den 
Export gerade von energie- und rohstoffsparen­

den Technologien und Produkten beachtlich wach­
sen lassen.

Wirtschaftspolitische Empfehlungen

□  Bis zur Mitte der 80er Jahre wäre zur Vermei­
dung einer hohen Dauerarbeitslosigkeit ein kräf­
tiges Wirtschaftswachstum erforderlich und vom 
Energieangebot her voraussichtlich auch noch 
ohne weitgehende „Entkoppelung“ und/oder star­
ken Kraftwerksausbau durchführbar. Bei nur 
schwachem Wirtschaftswachstum und zugleich 
starkem Ausbau der Atomkraftwerke wäre in den 
80er Jahren sogar eine ernste Beschäftigungskrise 
für den Kohlebergbau nicht auszuschließen. Um­
gekehrt würde aber auch eine abrupte Stillegung 
der vorhandenen Kernkraftkapazität wie jeder ab­
rupte Strukturwandel ernste Wachstums- und Be­
schäftigungsrisiken in sich bergen.

Nach 1990 ist dagegen bei weltweiter Energiever­
knappung ohne weitgehende „Entkoppelung“ 
und/oder zusätzliche Kohle- oder Kernkraftwerke 
ein relativ hohes Wirtschaftswachstum wahrschein­
lich nicht mehr möglich, aber wegen des zurück­
gehenden Arbeitskräfteangebots unter Beschäfti­
gungsgesichtspunkten vermutlich auch nicht mehr 
nötig.
□  Es dürfte zweckmäßig sein, die Zeit zu nutzen, 
in der sowohl Energie als auch Arbeitskräfte noch 
relativ reichlich vorhanden sind, und die Lösung 
des mittelfristigen Beschäftigungsproblems mit 
der Lösung des langfristigen Energieproblems zu 
„koppeln“ . Hierzu bietet sich an, vor allem die 
besonders arbeitsintensiven Teile der erforder­
lichen Umstrukturierung, nämlich die Energieein­
sparungsmaßnahmen, soweit als nur irgend mög­
lich vorzuziehen sowie die Nutzung der alternati­
ven regenerierbaren Energiequellen verstärkt zu 
erforschen, zu erproben und zu fördern. Diese 
Maßnahmen würden zusätzliche Investitionen aus- 
lösen, das Wachstum kräftigen und die Arbeits­
losigkeit zu beseitigen helfen. Zugleich würden sie 
die Optionen erweitern, und möglicherweise wür­
de die Bundesrepublik sogar von dem Zwang be­
fre it werden, sich bereits innerhalb der nächsten 
Jahre für oder gegen einen verstärkten Bau von 
Kernkraftwerken entscheiden zu müssen und so­
mit bereits in Kürze eine schwerwiegende Wei­
chenstellung für die Energiestruktur der Nachöl­
zeit vornehmen zu müssen.

Generell kann man sagen: Je schneller der Struk­
turwandel zu einer wettbewerbsgerechten for- 
schungs- und entwicklungsintensiven Wirtschaft 
mit hohem Dienstleistungsanteil und neuen ener­
giesparenden und umweltfreundlichen Technolo­
gien erfolgt, um so leichter dürfte es sein, ein vo ll­
beschäftigungsadäquates und qualitatives W irt­
schaftswachstum zu erreichen und langfristig auf­
rechtzuerhalten.
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